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Stellungnahme von Rechtsanwalt Siegfried de Witt

I. Verfassungsrechtliche Fragen

1. Verfassungsrechtliche Beurteilung der Begründung der Novelle

(a – 30, b – III.1, c – 4 a, d – 1 – 3)

Aufgrund der Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 a, 87 c GG hat der Gesetzgeber mit dem AtG die Rechtsgrundlage für die friedliche Nutzung der Kernenergie geschaffen. Nach geltendem Recht können Kernkraftwerke nur genehmigt werden, wenn sie insbesondere die nach dem Stand von Wissenschaft und Technik erforderliche Vorsorge gegen Schäden durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage gewährleisten (§ 7 Abs. 2 Nr. 3 AtG). Genehmigungen für Kernkraftwerke sind unbefristet (§ 17 Abs. 1 Satz 4 AtG). Durch die staatliche Aufsicht (§ 19 AtG), die Zulässigkeit nachträglicher Auflagen (§ 17 Abs. 1 Satz 3 AtG) und die Möglichkeit des Widerrufs und der Rücknahme der Genehmigungen (§ 17 Abs. 2 - 5 AtG) ist eine gesetzliche Grundlage dafür vorhanden, dass der Sicherheitsstandard in Betrieb erhalten bleibt. Mit § 7 Abs. 2 a AtG werden weitere materielle Anforderungen an die Genehmigung neuer Anlagen gestellt; die vorhandenen Anlagen sind ausdrücklich von der Geltung des § 7 Abs. 2 a AtG ausgenommen. 

Das AtG in seiner geltenden Fassung ist verfassungsmäßig, auch wenn ein Restrisiko verbleibt. Dieses Restrisiko kann technisch weiter minimiert werden, aber prinzipiell nicht ausgeschlossen werden. Dafür gibt es drei Gründe: 

- Zunächst die vom Bundesverfassungsgericht in der Kalkar-Entscheidung genannte Grenze der menschlichen Erkenntnismöglichkeit, 

- das nicht ausschließbare menschliche Versagen, 

- die Gefährdung im Falle von Krieg und terroristischer Angriffe.

Die Schadensdimension ist bei Kernkraftwerken sowohl in der räumlichen Ausdehnung wie in der zeitlichen Nachwirkung so groß, dass ein schwerer Unfall weitreichende Folgen für das gesellschaftliche und wirtschaftliche Leben in der Bundesrepublik haben würde. Der Gesetzgeber kann dieses Schadensausmaß trotz aller Anstrengungen zur Verminderung der Eintrittswahrscheinlichkeit zum Anlass nehmen, das Gesamtrisiko der Nutzung der Kernenergie neu zu bewerten. 

Der vorliegende Gesetzentwurf reagiert nicht auf bestimmte Ereignisse; er nimmt vielmehr eine Neubewertung des Gesamtrisikos vor. Es ist das gute Recht des Parlaments, diese Risikobewertung zu treffen, eine getroffene Entscheidung aber auch zu revidieren. 

Will der Gesetzgeber die Nutzung der Kernenergie zur Stromerzeugung beenden, muss er sich mit allgemeinen Staatszielbestimmungen, vorrangig aber mit den grundrechtlich geschützten Rechtspositionen der Unternehmen auseinandersetzen, die Kernkraftwerke betreiben. Der Gesetzentwurf löst diesen Konflikt, indem er Restlaufzeiten festlegt und diese Laufzeiten auch für übertragbar erklärt. Jede gesetzliche Neuregelung steht vor der Aufgabe, wie mit bestehenden Rechtspositionen umzugehen ist. Vorrang hat stets die - wenn auch befristete - Übergangsregelung, weil damit der Grundrechtsinhaber seine Grundrechte weiterhin ausüben kann und nicht auf eine Entschädigung verwiesen wird. Eine solche Übergangsregelung ist hier möglich, weil durch die Fortgeltung der gesetzlichen Bestimmungen und ergänzenden Vorschriften (§ 19 a, periodische Sicherheitsüberprüfung) die Sicherheit der Anlagen bis zum letzten Tag gewährleistet bleibt. 

Um diese Neubewertung vorzunehmen, muss der Gesetzgeber nach meiner Auffassung keinen Risikovergleich mit anderen Formen der Elektrizitätsgewinnung vornehmen, denn für die künftige Energieversorgung gibt es viele Alternativen. Soweit ich die energiepolitische Diskussion verstehe, liegt das größte Potential in der Steigerung der Produktivität der Energienutzung, nicht in der Bereitstellung von Energie. Frankierende gesetzgeberische Maßnahmen für eine neue Energiepolitik sind energie- und umweltpolitisch wünschenswert, verfassungsrechtlich aber nicht geboten. 

2. Zum Verhältnis der Vereinbarung vom 14.06.2000 zum Gesetzgebungsverfahren

(a – 30, b – 3 – 5, c – 4 a)

Die Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und den Energieversorgungsunternehmen vom 14.06.2000 ist eine normvorbereitende Absprache. Solche Absprachen sind verfassungsrechtlich zulässig. Die Besonderheit liegt hier in der detaillierten vertragsähnlichen Ausgestaltung und der schriftlichen Abfassung. Nach allgemeiner Auffassung ist die Vereinbarung kein öffentlich-rechtlicher Vertrag. Die Vereinbarung begründet weder für die Bundesregierung noch für die Energieversorgungsunternehmen Rechtspflichten, sie ist deshalb aber nicht bedeutungslos. 

Die Bundesregierung war frei, den Gesetzentwurf in den Bundestag einzubringen. Praktisch ist dies über die beiden Fraktionen der SPD und der BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN geschehen. Wäre der Gesetzentwurf nicht eingebracht worden, könnten die Energieversorgungsunternehmen daraus keinerlei Rechte, z. B. keine Schadensersatzrechte ableiten. 

Auch der Bundestag ist frei, das Gesetz zu beschließen oder zu verwerfen oder auch wesentlich zu ändern. Änderungen im Detail sind meines Erachtens zweckmäßig. Andererseits kann die Vereinbarung die politische Willensbildung im Bundestag beeinflussen. Nach meiner Auffassung hat die Bundesregierung mit dieser Vereinbarung eine wichtige Tatsachenaufklärung vorgenommen: Sie hat ermittelt, unter welchen Voraussetzungen die Beendigung der Nutzung der Kernenergie zur Energieerzeugung von den Unternehmen akzeptiert wird, die Kernkraftwerke betreiben. Die Vereinbarung wurde durch den kleinen Kreis der betroffenen Unternehmen begünstigt. Es kann davon ausgegangen werden, dass der in diesen Unternehmen vorhandene energiepolitische Sachverstand in die Vereinbarung eingeflossen ist. Die Vereinbarung enthält die – politische – Aussage der Unternehmen, dass unter diesen Bedingungen eine vorzeitige Beendigung der Nutzung der Kernkraftwerke wirtschaftlich vertretbar ist. 

Damit ist kein Grundrechtsverzicht erklärt. Die Energieversorgungsunternehmen haben vielmehr zum Ausdruck gebracht, dass sie die vereinbarte Übergangszeit für eine verhältnismäßige Regelung zur Beendigung der Kernenergienutzung ansehen. 

Der Atomausstieg wäre auch ohne eine solche Vereinbarung möglich. Angesichts der begrenzten Zahl der betroffenen Unternehmen lag es jedoch nahe, zunächst mit diesen das Gespräch zu suchen. Die Vereinbarung entwirft ein Modell, wie eine Beendigung der Kernenergienutzung im Konsens mit den Energieversorgungsunternehmen möglich ist. Der Bundestag ist nun frei, sich dieser Bewertung anzuschließen oder sie zu verwerfen. Angesichts der Konfliktlagen und der Komplexität der Probleme einschließlich der Neuordnung der Entsorgung halte ich diesen Weg zur Vorbereitung eines Gesetzes für geradezu vorbildlich. 

3. Zustimmungsbedürftigkeit?

(a – 32, b – 2)

Der Gesetzentwurf enthält keine Regelung, die das Gesetz zustimmungsbedürftig machen. 


4. Laufzeiten

(a – 35, b – 6 + 7, c – 4 a)

Soweit das Gesetz die Errichtung neuer Kernkraftwerke nicht mehr zulässt, ist die Einschränkung des Grundrechts der Berufsfreiheit potentieller Betreiber geeignet und erforderlich, um das gesetzliche Ziel zu erreichen, Restrisiken aus der Nutzung der Kernenergie auszuschließen. Die Gesetzbegründung nimmt hier eine vertretbare Bewertung vor. Grundrechte aus Art. 14 GG sind insoweit nicht berührt. 

Die nachträgliche Befristung von Genehmigungen beschränkt die Berufsfreiheit bestehender Energieversorgungsunternehmen. Diese Beschränkung ist durch die Übergangsregelung für die Unternehmen zumutbar und hinsichtlich des Gesetzeszieles auch angemessen. Hinsichtlich des Eigentumsgrundrechts ist der Gesetzentwurf als eine neue Inhaltsbestimmung des Eigentums an Kernkraftwerken ausgestaltet. Mit Ablauf der Regellaufzeit bzw. nach Produktion der übertragenen Strommengen erlischt die Genehmigung zur Spaltung von Kernbrennstoffen zum Zweck der gewerblichen Elektrizitätserzeugung. Die Unternehmen sind zwar weiterhin Eigentümer der Anlagen, können diese aber nicht für den vorgesehenen Zweck nutzen. Das Eigentum an diesen Anlagen verliert damit seine Privatnützigkeit. 

Wenn der Gesetzgeber – wie hier – eine Rechtsgebiet neu ordnet und dabei bestehende Rechtspositionen beseitigt, muss diese Regelung durch Allgemeinwohlgründe legitimiert sein. Sie muss ferner vorrangig eine Übergangsregelung enthalten, ansonsten kommt eine Entschädigung in Betracht. 

Das Ziel, mögliche Schadensfälle aus der gewerblichen Nutzung der Kernenergie gänzlich auszuschließen, ist eine zulässige Konkretisierung des Allgemeinwohls durch den Gesetzgeber. Durch die vorgesehene Restlaufzeit und die Möglichkeit der Übertragung von Strommengen bleibt die Grundrechtsausübung solange erhalten, dass eine wirtschaftliche Nutzung des Eigentums möglich bleibt. Damit ist ein verfassungsrechtlich gebotener Verhältnismäßigkeitsausgleich gewährleistet. Eine Verletzung der Grundrechte der Betreiber wird somit vermieden. 

Bei der verfassungsrechtlichen Beurteilung wird die Vereinbarung der Bundesregierung mit den Energieversorgungsunternehmen in tatsächlicher Hinsicht von Bedeutung sein: Die Energieversorgungsunternehmen haben darin erklärt, dass mit einer solchen Regelung ihre Eigentümerinteressen gewahrt bleiben. Die Beurteilung der gesetzlichen Regelung durch die betroffenen Unternehmen hat für die Auslegung des Gesetzes eine große Bedeutung. Wenn praktisch alle von der gesetzlichen Regelung betroffenen Eigentümer erklären, dass die vorgesehene gesetzliche Regelung für sie wirtschaftlich vertretbar ist, spricht vieles dafür, dass diese Regelung auch verhältnismäßig ist. 

5. Auswirkung der Änderung des Gesetzeszweckes

(a – 31, b – 8, d – 10)

Der Gesetzeszweck hat Bedeutung bei der Auslegung unbestimmter Begriffe und der Ermessensausübung. 

Keine Auswirkung hat die Änderung des Gesetzeszwecks hinsichtlich der erforderlichen Vorsorge, die bei allen künftigen Genehmigungen (Änderungsgenehmigungen) weiterhin einzuhalten ist. Im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung bei Anforderungen zur weiteren Verminderung des Restrisikos jedoch wird die jeweilige Restlaufzeit einer Anlage von Bedeutung sein. Insoweit müssen nachträgliche Auflagen im wirtschaftlichen Verhältnis zur Restlaufzeit stehen.

Eine deutliche Verminderung des Personals der Aufsichtsbehörden ist in nächster Zeit nicht zu erwarten. 

6. Weitere rechtliche Regelungen?
(a – 33)

Weitere gesetzliche Regelungen sind nicht verfassungsrechtlich erforderlich, wohl aber zweckmäßig: Vor allem Maßnahmen zur Verbessung der Produktivität der Energienutzung. Der Ausstieg aus der Nutzung der Kernenergie wird auf Dauer nur mit einer neuen Energiepolitik erfolgreich sein. So könne beispielsweise die Regelungen für die Nutzung der Windenergie deutlich verbessert werden. 

II. Reststrommengen

1. Bedeutung der Regelung

(a – 36, d – 7 – 9)

Durch die Übertragungsmöglichkeit von Strommengen gibt es für die einzelne Anlage keine eindeutige Befristung der Genehmigung. Die Bestimmung der Restlaufzeiten über die Produktion von Elektrizität erscheint sachgerecht. Die Ausgestaltung ist hinreichend, § 7 Abs. 1 a Satz 4 ist jedoch überflüssig, denn er wiederholt nur den vorherigen Satz. 

Zur Klarstellung: Es werden durch die Restlaufzeiten keine Produktionsgarantien ausgesprochen. Die Anlagen haben unbefristete Genehmigungen und könnten bei Einhaltung der gebotenen Sicherheit auch wesentlich mehr Strom produzieren, als ihnen nunmehr verbleiben, auch den öffentlichen Haushalten können dadurch keine Risiken erwachsen. 

2. Erlöschen der Genehmigung und Übertragung

( a – 6)

Die Regelung in § 7 Abs. 1 a Satz 1 erscheint mir verbesserungsbedürftig. Einmal ist der Zeitpunkt des Erlöschens der Berechtigung der Erzeugung elektrischer Energie mittels Kernspaltung genau zu definieren und zum anderen sollte der Rechtsstatus einer solchen Anlage klarer formuliert sein. Nach dem Gesetzeswortlaut wäre dies ja ein „sonstiges Innehaben“ der Anlage. Ich schlage für § 7 Abs. 1 a Satz 1 vor: 

„Die Berechtigung zur Spaltung von Kernbrennstoffen zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität erlischt, wenn ...............................................“

Damit ist der überflüssige neue Begriff des Leistungsbetriebs vermieden. Auch nach Erlöschen der Berechtigung gibt es noch Kernspaltungen, die aber nicht mehr zur Erzeugung von Elektrizität dienen. 

§ 7 Abs. 3 sollte ergänzt werden:

„Der Antrag auf Stilllegung einer Anlage nach Abs. 1 Satz 1 ist rechtzeitig vor dem Erlöschen der Berechtigung gemäß Abs. 1 a Satz 1 zu stellen. Nach Erlöschen der Berechtigung zur Spaltung von Kernbrennstoffen zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität bis zur Genehmigung der Stilllegung gelten die erteilten Genehmigungen im Übrigen fort. Nachträgliche Auflagen zur Vorbereitung der Stilllegung der Anlage sind zulässig.“

3. Übertragung und Widerruf

(a – 6, d – 8)

Wenn eine Genehmigung nach § 17 AtG widerrufen ist, dann sind auch die verbleibenden Reststrommengen dieser Anlage nicht mehr übertragbar. In der Praxis wird die Frage jedoch nicht relevant: Selbst wenn einmal eine Genehmigung widerrufen würde, würde der Betreiber vorher rechtliches Gehör erhalten. In dieser Übergangszeit könnte er zum Beispiel die Reststrommenge auf eine andere Anlage übertragen. 

Die Übertragung von Reststrommengen auf Anlagen, deren Berechtigung zum Leistungsbetrieb erloschen ist, ist aus meiner Sicht ausgeschlossen. Zur Klarstellung könnte in § 7 Abs. 1 b Satz 1 ein Absatz eingefügt werden: 

„Elektrizitätsmengen nach Anlage 3 Spalte 2 können ganz oder teilweise von einer Anlage auf eine andere Anlage übertragen werden, solange diese zur Spaltung von Kernbrennstoffen zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität berechtigt ist und wenn die empfangende Anlage ..................................................“

4. Bedeutung für § 18 AtG

(d – 9)

Die Reststrommenge und damit die Restlaufzeit einer Anlage hat unmittelbar Bedeutung für den Zeitwert. 

In diesem Zusammenhang wäre eine Änderung des § 18 sinnvoll:

So könnte § 18 Abs. 1 Satz 4 AtG ergänzt werden:

„Die Entschädigung ist begrenzt durch die Höhe der vom Betroffenen gemachten Aufwendungen, bei Anlagen durch die Höhe ihres Zeitwertes, bei Anlagen mit Restlaufzeiten unter Berücksichtigung ihrer nach Anlage 3 Spalte 2 regulären Restlaufzeit.“

Ferner sollte § 18 Abs. 3 AtG klarstellend ergänzt werden:

„Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für nachträgliche Auflagen nach § 17 Abs. 1 Satz 3, sofern sie wirtschaftlich dem Widerruf gleichkommen.“

Damit wird klargestellt, dass nachträgliche Auflagen keine Entschädigungspflicht auslösen, sondern nur dann, wenn sie wirtschaftlich dem Widerruf gleichkommen. 

5. Mülheim-Kärlich

(a – 37, d – 11)

Nach der erneuten Aufhebung der 1. Teilgenehmigung für das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich ist das atomrechtliche Genehmigungsverfahren noch nicht abgeschlossen. Grundsätzlich ist eine erneute Erteilung einer 1. Teilgenehmigung nicht ausgeschlossen. Das Begutachtungsverfahren insbesondere zum Untergrund ist noch nicht abgeschlossen. 

Andererseits ist noch eine Amtshaftungsklage der RWE Energie AG gegen das Land Rheinland-Pfalz beim OLG Koblenz anhängig. RWE begehrt die Feststellung, das Land sei zum vollen Schadensersatz verpflichtet, falls die Anlage nicht mehr in Betrieb geht oder erst in Zukunft in Betrieb geht (Verzögerungsschaden). Der behauptete Schaden beläuft sich auf über 10 Milliarden DM. Auch wenn das Land Rheinland-Pfalz gute Aussichten hat, die Klage insgesamt abzuwehren, ist das Verfahren derzeit noch als offen zu bezeichnen. 

Angesichts dieser Rechtslage enthält die Vereinbarung der Bundesregierung mit den Energieversorgungsunternehmen eine klassische Vergleichslösung, die unter Berücksichtigung der Unwägbarkeiten einen wirtschaftlichen Ausgleich vornimmt. Das Rheinland-Pfalz wird damit vor erheblichen Schadensersatzforderungen bewahrt. 

Damit die Übertragung auch nur erfolgen kann, wenn RWE Genehmigungsantrag und Schadensersatzklage zurücknimmt, halte ich eine Ergänzung in § 7 Abs. 1 d für erforderlich: Der Absatz ist zu ergänzen durch den Halbsatz: 

„... in diesen produziert werden darf, wenn der Antrag auf Genehmigung und die Klage auf Schadensersatz zurückgenommen worden sind.“

III. Klarstellungen

1. Begriffsdefinitionen?

(a – 39)

§ 1 Zweckbestimmung: 

Nach der Beendigung der Nutzung der Kernenergie zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität wird das Gesetz insbesondere noch der Entsorgung dienen. Die geordnete Entsorgung sollte deshalb auch als Zweckbestimmung des Gesetzes aufgenommen werden. 

Die Ergänzungen in § 7 AtG habe ich bereits zuvor genannt. 

Die Aussage in § 17 Abs. 1 Satz 4 AtG gilt jetzt so auch nicht mehr, da die Produktion von Reststrommengen faktisch eine Befristung der Genehmigung darstellt. 

2. Terrorismus

(a – 7, 8, 9, 25, 26, 42; d – 12)

Der Schutz vor Einwirkungen Dritter ist nach geltendem Recht nach § 7 Abs. 2 Nr. 5 AtG Genehmigungsvoraussetzung, entsprechend für Transporte gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 5 AtG. Ob die bislang getroffenen Schutzmaßnahmen ausreichend sind, sollte sorgfältig untersucht werden. 

Neu im öffentlichen Bewusstsein ist die Wahrnehmung von Selbstmord-Attentätern. Auch bei einer deutlichen Verbesserung der Schutzmaßnahmen wird ein Restrisiko bleiben. 

Die Gefährlichkeit kerntechnischer Anlagen im Falle eines terroristischen oder militärischen Angriffs machen diese Anlagen aber nicht zum „Störer“ im polizeirechtlichen Sinne. Die abstrakte Gefahr terroristischer Anschläge kann deshalb nicht zur Abschaltung der Kernkraftwerke zwingen. Solche Maßnahmen für einzelne Anlagen könnten nur erfolgen, wenn konkrete und hinreichende Verdachtsmomente aus einen geplanten Anschlag vorliegen würden und andere Mittel zur Verhinderung eines solchen Anschlags nicht ausreichend sind. In jedem Fall wäre die Inanspruchnahme der Betreiber entschädigungspflichtig. 

Weitere Anforderungen an polizeilichen Schutz und eine Kostenerstattung für diese Polizeikosten müssen in den Polizeigesetzen der Länder geregelt werden. Der Bund selbst kann zur näheren Ausgestaltung der Anforderungen nach § 7 Abs. 2 Nr. 5 AtG rechtliche Anforderungen an die Betreiber stellen, insbesondere zur verstärkten Eigensicherung. In § 12 Abs. 1 Nr. 10 AtG ist bereits eine Ermächtigung zum Erlass einer entsprechenden Rechtsverordnung enthalten. Sie könnte noch um die Sicherung der Transporte erweitert werden. Die gesetzliche Grundlage ist vorhanden, es geht also nur noch darum, sie umzusetzen. 

IV. Entsorgung

1. Zwischenlager

(a – 16 – 20)

Standortnahe Zwischenlager vermindern die Transportvorgänge und die vorgesehene Regelung lässt auch regionale Zwischenlager zu. Die Kapazität der Zwischenlager ist schwer auf den voraussichtlichen Bedarf abzustellen, da durch die Übertragung von Strommengen das Ende des Betriebs des einzelnen Kernkraftwerkes heute nur schwer absehbar ist. 

Wenn die Transportgenehmigung nach § 4 Abs. 2 Nr. 7 an eine mangelnde standortnahe Zwischenlagermöglichkeit geknüpft wird, sollte dies konsequent auch für die Interims-Lager nach § 6 Abs. 4 AtG gelten. 

Da der Betreiber des Kernkraftwerkes den Entsorgungsvorsorgenachweis zu erbringen hat, muss dieser Nachweis beim Transportvorgang nicht noch einmal erbracht werden. 

An vielen Orten besteht die Befürchtung, dass die Zwischenlager Endlager werden. Es ist deshalb denkbar, die Genehmigung für Zwischenlager gesetzlich zu befristen, damit der nötige Handlungsdruck für die Bereitstellung des Endlagers entsteht. Eine solche Befristung muss jedoch verbunden werden mit entsprechenden Maßnahmen beim Endlager. 

2. Endlager

(a – 21, 23; b – 10, 11; d – 16, 17)

Da derzeit kein Endlager vorhanden ist, kann der Entsorgungsvorsorgenachweis realistisch nur erbracht werden durch Zwischenlager. Ob die Planungen für Zwischenlager „realistisch“ sind wird sich immer erst im Nachhinein zeigen. Das Gesetz überbrückt die Zwischenzeit bis zur Bereitstellung der Zwischenlager durch die Möglichkeit der Interims-Lagerung nach § 6 Abs. 4. Hinsichtlich der Lagerung bestrahlter Kernbrennstoffe erscheint mir die Regelung ausreichend. 

Die Vorschriften zum Wiedereinsatz des Plutoniums aus Wiederaufarbeitungsanlagen (§ 9 a Abs. 1 c) erscheint mir jedoch ergänzungsbedürftig. Es sollte sichergestellt sein, dass das Plutonium nur innerhalb der Europäischen Union zu MOX-Brennelementen verarbeitet wird. Dieser Weg der Plutonium-Verwendung ist wohl der beste Weg, die Entwendung von Plutonium auszuschließen. 

Das Moratorium für das Endlager Gorleben kann die Rechtsstellung der Länder nicht beeinträchtigen. Auch die Festlegung eines Standortes für ein Endlager in einem Bundesland kann die Rechtsstellung dieses Bundeslandes nicht beeinträchtigen. 

3. Ausgestaltung der Entsorgungsregelung

(a – 28, 29)

Die vorgeschlagenen Regelungen für die Einrichtung des Endlagers sind nicht ausreichend. Die Aufhebung von den Enteignungsvorschriften (§ 9 d – f AtG) kann nur so verstanden werden, dass ein Endlager nicht ernsthaft verwirklicht werden soll. Bei der Festlegung eines Endlager-Standortes ist mit lokalen Konflikten zu rechnen. Die Enteignungsrechte sind deshalb zwingend Voraussetzung zur Realisierung, auch wenn im Übrigen ein kooperativer Verwaltungsstil gepflegt werden sollte. 

Auch § 23 Abs. 2 a muss erhalten bleiben, denn das Bundesamt für Strahlenschutz soll auch in Zukunft zuständig bleiben für die Planfeststellung des Endlagers. Sonst würde damit eine neue Länderkompetenz begründet und das Gesetz würde zustimmungsbedürftig. 

Ferner empfehle ich eine Ergänzung in § 9 a Abs. 5, dass Rechtsmittel gegen den Planfeststellungsbeschluss eine aufschiebende Wirkung haben und die Klage direkt beim Bundesverwaltungsgericht zu erheben ist. Angesichts der überragenden Bedeutung des Endlagers ist eine solche Verkürzung des Rechtsweges vertretbar. 


Stellungnahme des Hessischen Ministeriums für Umwelt, Landwirtschaft und Forsten
Im Folgenden nehme ich zu den Fragen des Fragenkataloges der Fraktionen Stellung, zu denen ich mich thematisch zuständig fühle.

Meine Antworten beruhen auf einer langjährigen praktischen Aufsichtstätigkeit über deutsche Atomanlagen, davon 4 Jahre bei der Bundesaufsicht in Bonn und nachfolgend bei der atomrechtlichen Aufsichtsbehörde in Hessen.

1.    
Sicherheit der Kerntechnik

1.1 
Fachkundiges Personal /  Wissenserhalt /  Sicherheitsmanagment
(CDU-Fraktion: Frage I.5; FDP-Fraktion: Fragen 2b, 2c, 2d, 2e)

Unter dem Blickwinkel des Vollzuges der staatlichen Aufsicht über Kernkraftwerke gehe ich zunächst auf die zu erwartenden kurz- und mittelfristigen Auswirkungen dieses Gesetzes auf das derzeitige gewachsene Sicherheitsnetz in der BRD ein. Dieses Sicherheitsnetz wird primär getragen von Bundes- und Landesbehörden, den Gutachterorganisationen und den Betreiber/Herstellern und hat sich in den zurückliegenden 40 Jahren bewährt. Neben den genannten Stützen des Sicherheitsnetzes spielen aber auch die politischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen insgesamt, unter denen die Kernkraftwerke betrieben werden eine bedeutende Rolle für deren Sicherheit. Konkret bedeutet dies, dass auch Gesichtspunkte wie die Motivation und Kompetenz der Mitarbeiter, der Erfahrungsaustausch national und international auf Seiten der Betreiber sowie bei Behörden und Gutachtern, die Aus- und Weiterbildung des Betriebs- und Führungspersonals, die Forschungsaktivitäten auf diesem Gebiet, die Ausbildung geeigneten Nachwuchses und vieles mehr einen direkten Bezug zu dem Sicherheitsstandard in unserem Land haben. 

Bereits die Liberalisierung der Strommärkte in Europa hat die Rahmenbedingungen für den Betrieb von Kernkraftwerken massiv verändert. Der Übergang von einem regulierten Strommarkt mit kostendeckenden Preisen zu Marktpreisen führte zu einem erheblichen Kostendruck auf die Energieversorgungsunternehmen (EVU). Das Kostendenken der EVU erhält durch die in dem Gesetzesentwurf geregelten Reststrommengen für die einzelnen Kernkraftwerke noch mehr Bedeutung. Jetzt werden erstmals die mit einer Anlage noch erreichbaren Einnahmen aus den garantierten Reststrommengen kalkulierbar. Damit haben die Kaufleute eine Bezugsgröße, der sie die Betriebskosten und die noch erforderlichen Investitionen gegenüberstellen können. Damit stehen die Investitionen und Betriebskosten in direkter Konkurrenz zu den erzielbaren Gewinne. Dies war bisher bei den unbeschränkten Betriebsgenehmigungen so nicht der Fall. 

Die EVU reagieren auf die neue Situation durch Bestrebungen in Richtung einer

· Senkung der Betriebskosten

· Senkung der Investitionen und

· Erhöhung der Anlagenverfügbarkeit.

Der Trend geht im technischen Bereich zu kürzeren Revisionszeiten und höheren Abbränden für den Brennstoff, zur Reduktion der Aufwendungen für Nachrüst- und Instandhaltungsmaßnahmen sowie zu einer nachlassenden Bereitschaft zu freiwilligen Maßnahmen zur Erhöhung des Sicherheitsniveaus für die Zeit der Erzeugung der Reststrommengen. 

Im personell-organisatorischen Bereich stehen weitere Personaleinsparungen und eine Straffung von Organisationsstrukturen und Arbeitsprozessen an. Diese Maßnahmen erfolgen in der Regel zusammen mit dem Outsourcing von Aufgaben an zentrale Einrichtungen der EVU oder Fremdfirmen. Weitere Einsparpotenziale werden bei den Gutachterkosten für die Betriebsaufsicht durch die Behörde, in der Aus- und Weiterbildung sowie in Vorruhestandsregelungen gesehen, wodurch vermehrt altgediente, erfahrene aber teuere Mitarbeiter ausscheiden.
Inwieweit all diese Maßnahmen durch ein optimiertes Sicherheitsmanagement beim Betreiber aufgefangen werden könnte oder ob diese die Betriebssicherheit tangieren, ist zu prüfen.

Dieser Anpassungsprozess wurde durch die Liberalisierung und die Ausstiegsgespräche angestoßen und ist nun in vollem Gange. Er muss von den atomrechtlichen Aufsichtsbehörden aufmerksam und kritisch begleitet werden, wobei insbesondere die Aspekte Personal und Organisation gegenüber technischen Fragestellungen stark an Gewicht gewinnen. Die für eine Gesamtaussage der Aufsichtsbehörden erforderlichen Bewertungskriterium für das Sicherheitsmanagement der Betreiber unter den neuen Randbedingungen müssen schnellstmöglich aktualisiert und bundeseinheitlich festgelegt werden. Für die Betriebssicherheit der Anlagen hat das aktuelle Sicherheitsmanagment der Betreiber eine hohe Relevanz.

Zukünftig sind folgende weitere sorgebereitende Entwicklungen für die Randbedingungen bei der Kernenergienutzung in Deutschland zur Kenntnis zu nehmen, die durch den vorliegenden Gesetzesentwurf gefördert werden.

1. Die Möglichkeiten der Aufsichtsbehörden der Länder sicherheitsgerichtete Maßnahmen durchzusetzen, werden proportional zu den noch garantierten Reststrommengen abnehmen, insbesondere bei kostspieligen Maßnahmen. Sollte der Anlagenbetreiber bei strittigen Sicherheitsinvestitionen den Rechtsweg beschreiten, sinken schon wegen der Dauer der Gerichtsverfahren die Chancen auf eine Realisierung. Die Aufsichtsbehörden der Länder werden zwar einerseits weiterhin in der Verantwortung für einen sicheren Anlagenbetrieb zu stehen, andererseits aber werden die Mittel zur Durchsetzung von Nachrüstforderungen zunehmend unwirksamer. Dies spricht tendenziell für ein Absinken der Sicherheit in den Restlaufzeiten.


2. Der Wissensverlust bei Hersteller und Betreiber,Bundes- und Landesbehörden, den Gutachterorganisationen den Forschungseinrichtungen und an den Hochschulen wird schnell voranschreiten. 

Auf Herstellerseite hat sich mangels ausreichender Aufträge für Um –und Nachrüstmaßnahmen bei den laufenden Anlagen, fehlender Aufträge für Neuentwicklungen/Neubauten und wegen Personalabbaus oder Ausscheidens aus Altersgründen bereits ein r Abbau von Wissen eingestellt.

Bei den Bundes- und Landesbehörden findet derzeit ein Generationenwechsel statt. Auf Grund der angespannten Lage bei den öffentlichen Haushalten erfolgen in der Regel keine Neueinstellungen mehr. Die Konsequenz daraus ist, dass die neuen Herausforderungen des Auslaufens der Kernenergie zukünftig mit immer weniger und großteils mit nicht speziell ausgebildetem Personal in Angriff genommen werden muss. Weniger Personal geht in der Regel einher mit  weniger Zeit für Fort- und Weiterbildung, die gerade für Mitarbeiter, die keine spezielle Ausbildung im Bereich Kerntechnik/Strahlenschutz haben von besonderer Bedeutung wäre.

An den Hochschulen und Forschungsinstituten hat der Ausstieg aus der Kernenergie weitgehend bereits stattgefunden. An den deutschen Hochschulen studieren nur noch einige wenige Studenten Kerntechnik; die hierfür eingerichteten Lehrstühle werden weitgehend nicht mehr neu besetzt, wenn die Lehrstuhlinhaber in den Ruhestand gehen. Die einst international anerkannten Forschungseinrichtungen wie Karlsruhe, Jülich, MPA-Stuttgart, um nur einige zu nennen, mussten sich weitgehend anderen Forschungs- und Anwendungsbereichen zuwenden, weil sie mit den Mitteln, die für kerntechnische Sicherheitsfragen und Aufgaben zur Verfügung stehen, ihren Betrieb nicht mehr aufrecht erhalten können.

Auch die Gutachterorganisationen sind von dem Kostendruck betroffen. Die Anlagenbetreiber drängen bei der Vergabe von Gutachtensaufträgen auf kostengünstige Festpreise für die Gutachterleistung und die Behörden sind gehalten, größere Aufträge öffentlich auszuschreiben und an den Kostengünstigsten zu vergeben. Der Umfang von neuen Änderungsgenehmigungsverfahren nimmt bereits ab und wird sich während des Restbetriebes der Anlagen weiter vermindern. Im Personalbereich scheiden auch hier vermehrt Wissensträger aus Altersgründen aus.


Nach dem Willen der Bundesregierung wird die Kernenergie mit diesem Gesetz zu einem Auslaufmodell. Allerdings soll dieses Auslaufen noch einen Zeitraum von 20 Jahren oder mehr - je nach Übertragung von Reststrommengen - andauern dürfen. Eine Technologie wie die Kernenergie über 20 Jahre weiterzubetreiben, ohne vorausschauende Vorkehrungen gegen einen abzusehenden Verlust der hierfür auf verschiedenen Ebenen erforderlichen Wissensträger zu treffen, beeinträchtigt direkt die zukünftige Betriebssicherheit dieser Anlagen. Es ist auch nicht erkennbar, wie dieses durch den Markt verursachte Problem vom Markt selbst geregelt werden könnte. Es sind daher dringend wirksame Maßnahmen zu treffen, die sicherstellen, dass auch in den nächsten 10 oder 20 Jahren diese Anlagen von entsprechend fachkundigen, motivierten Mitarbeitern betrieben, beaufsichtigt und begutachtet werden können. Nur so kann die erforderliche Betriebssicherheit während der Restlaufzeiten gewährleistet werden. Es sollten daher kurzfristig alle Anstrengungen unternommen werden, die jetzt noch vorhandene über Jahrzehnte angesammelte Wissensbasis auf diesem Gebiet zu bewahren.

1.2
Technische Sicherheit von Kernkraftwerken

(CDU-Fraktion: Fragen I 1, 2)

Zur Entwicklung der technischen Betriebssicherheit der deutschen Kernkraftwerke vertrete ich die Auffassung, dass sich diese in den vergangenen Jahren stetig verbessert hat. Die Sicherheit der deutschen kerntechnischen Anlagen zur Energiegewinnung ist m. E. auf international hohem Niveau gewährleistet. Es gibt keinen technischen oder wissenschaftlichen Grund für einen Verzicht auf die kerntechnische Energiegewinnung, sondern im Gegenteil, es sind in absehbarer Zukunft keine ‑ insbesondere auch im Hinblick auf die C02 Problematik ‑ ökologisch adäquaten Alternativen zu erkennen.

Nach allen vorliegenden Erkenntnissen hat sich das Risiko der Anlagen nicht erhöht, sondern es hat sich gerade für deutsche Anlagen erheblich reduziert. Dies hängt im Wesentlichen mit den auf der Basis von Sicherheitsanalysen erfolgten Nachrüstmaßnahmen zusammen.

Die im Folgenden zitierten Feststellungen der Internationalen Länderkommission Kerntechnik (ILK) halte ich für zutreffend und schließe mich diesen auch in den Bewertungen an.

· Das deutsche Sicherheitskonzept hat sich bewährt. Es basiert auf konservativen Sicherheitsprinzipien, die das Auftreten eines Kernschadens extrem unwahrscheinlich erscheinen lassen. In den mehr als 30 Jahren der Kernenergienutzung, was in Deutschland Ende 1999 einer Betriebserfahrung von 590 Reaktorjahren entsprach, konnten Gesundheits​und Umweltschäden durch ionisierende Strahlung vermieden werden; für die Bevölkerung traten keine radiologischen Belastungen auf, die über die für den Normalbetrieb des Kernkraftwerkes zulässigen Werte hinausgingen.

· Diese sehr positive Sicherheitsbilanz ist keine deutsche Besonderheit: In den mehr als 350 Leichtwasserreaktoren westlicher Bauart und Betriebspraxis ist nur ein Unfall mit Kernschaden (Three Mile Island) aufgetreten. Dieser blieb ohne gravierende Freisetzungen von Radioaktivität in die Umgebung.

· Die kontinuierliche Weiterentwicklung der Maßnahmen innerhalb des Sicherheitskonzeptes und ihre Umsetzung führten zu zusätzlichen Anforderungen an die Anlagen. Eine Reihe neuer Sicherheitsmaßnahmen wurde dabei dem ursprünglichen Konzept hinzugefügt, die über die bis dato existierende Auslegungspraxis hinausgingen, z. B. anlageninterne Notfallschutzmaßnahmen (AM‑Maßnahmen) wie das primär‑ und sekundärseitige Druckentlasten und Bespeisen (Bleed and Feed) und die gefilterte Druckentlastung des Sicherheitsbehälters. Diese Maßnahmen können bei dem unwahrscheinlichen Versagen von Sicherheitssystemen ein Kernschmelzen verhindern bzw. die Folgen eines Kernschmelzens substanziell mindern.

· Erfahrungsrückfluss, Forschungsresultate sowie umgesetzte Erkenntnisse aus probabilistischen Sicherheitsanalysen haben das Sicherheitsniveau der Anlagen im Laufe der Zeit weiter angehoben und Sicherheitsreserven erhöht. Dies gilt für ältere und neuere Anlagen.

· Sicherheitsrelevante Alterungseffekte werden in der Auslegung berücksichtigt und während des Betriebes überwacht. Die Überwachungsergebnisse bilden eine wesentliche Basis für Instandhaltungen, Austausch von Komponenten und Nachrüstungen, die zusätzlich zu den regelmäßigen Instandhaltungsarbeiten durchgeführt werden. Diese Maßnahmen, für die jährlich beträchtliche Mittel aufgewendet werden, dienen dem Erhalt der Sicherheitsreserven. Hinweise auf eine alterungsbedingte Verminderung des Sicherheitsniveaus gibt es insgesamt aus der bisherigen Betriebserfahrung nicht.

· In den letzten zwei Jahrzehnten reduzierte sich die Häufigkeit von meldepflichtigen Ereignissen und Störungen signifikant. Gleiches gilt für die Anzahl ungeplanter Schnellabschaltungen, einem weiteren wichtigen Indikator für die Qualität einer Anlage.

· Erste vergleichende Betrachtungen zeigen, dass auch die Nutzung nicht‑nuklearer Energieträger mit Unfallrisiken verbunden ist und bei ihnen Großschadensereignisse aufgetreten sind. Eine Besonderheit der Kernenergie sind die Langzeiteffekte von extrem unwahrscheinlichen, aber nicht auszuschließenden Schadensereignissen. Diese stehen jedoch den Konsequenzen heute real zu befürchtenden Klimaveränderungen infolge Treibhausgasemissionen gegenüber, die eine räumlich globale und zeitlich kaum begrenzte Reichweite besitzen.

2. Terrorismus

(SPD-Fraktion: Fragen 7, 8, 11, 12; FDP-Fraktion: Frage 2 a; PDS-Fraktion: Frage 12)

Seit den Ereignissen vom 11.09. 2001 erscheint vielen Bürgern auch der gezielte Absturz einer Verkehrsmaschine auf ein Kernkraftwerk denkbar, mit der befürchteten Folge einer erheblichen Freisetzung von radioaktiven Stoffen in die Umgebung. 

Als mögliche Schutzmaßnahmen gegen ein derartiges Ereignis werden derzeit das Abschalten der Anlagen, das Ausräumen der Brennelementen aus dem Reaktordruckbehälter und den Lagerbecken und deren Lagerung in CASTOR-Behältern sowie einige andere Vorschläge diskutiert. Hierzu ist festzuhalten: 

Es gibt bisher noch keine belastbaren Berechnungen für die Kernkraftwerke, welche konkreten Auswirkungen auf Grund eines solchen Ereignisses zu erwarten sind. Ob bei einem solchen Szenario die Gebäudeschäden durch Aufprall des Flugzeuges oder die Folgen eines Kerosinbrandes mit großer Treibstoffmenge (ca. 100 Tonnen) die größere Gefahr für eine Freisetzung radioaktiver Stoffe darstellen, ist offen. Bei den Ereignissen in New York waren es z. B. die hohen Temperaturen in Folge der Kerosinbrände, die die in Stahlskelettbauweise errichteten Türme des World Trade Centre zum Einsturz brachten, weil der Stahl seine Festigkeit verlor.

Es bedarf aber detaillierter Kenntnisse über die Folgeschäden eines solchen Ereignisses, um die Erforderlichkeit und Effektivität von Schutzmaßnahmen beurteilen zu können. Einfache, schnell umsetzbare Maßnahmen an den Kernkraftwerken selbst sind nicht in Sicht.

So wird mit dem Abschalten eines Kernkraftwerk die Gefährdung nicht beseitigt. Es verbleibt das radioaktive Inventar in der Anlage.

Es ist die Erkenntnis aller Risikostudien, dass die Langzeitschäden durch langlebige Radionuklide die Sofortschäden bei Freisetzung aus einem Kernkraftwerk bei weitem übertreffen. D. h. im Klartext, ein kurzfristiges Abschalten der Anlagen „bei Gefahr in Verzug“ vermindert das Gefahrenpotenzial eines Kernkraftwerkes nur geringfügig. Andererseits wäre dies eine der wenigen Möglichkeiten überhaupt, durch eine Sofortmaßnahme bei den Kernkraftwerken die Freisetzung zu verzögern und somit Zeit für Gegenmaßnahmen (Verhaltensanweisungen für die Bevölkerung, Einnahme von Jodtabletten, Einrichtung von Krisenstäben, Einsatz von Schutzkräften, etc.) zu gewinnen.

Der Vorschlag, die Brennelemente aus den Kernkraftwerken in Castor-Behältern zwischenzulagern stößt auf folgende Probleme:

- es sind derzeit nicht ausreichend Castor-Behälter verfügbar,

- die Wärmebelastbarkeit der Castor-Behälter begrenzt die Beladung mit frisch ausgeladenen abgebrannten Brennelementen,

- es ist zu überprüfen, ob die Auslegung der Castor-Behälter gegen die neuen Brandlasten ausreicht, wenn diese oberirdisch gelagert werden sollen. Eine unterirdische Lagerung ist in einem noch zu errichtenden Endlager des Bundes vorgesehen, soll aber nach den neuen Vorstellungen der Bundesregierung erst in ca. 40 Jahren beginnen. Hier schiene mir aus Sicherheitsgründen eine schnellstmögliche Bereitstellung einer Endlagermöglichkeit die bessere Lösung.

Bei einem versorglichen Abschalten aller Kernkraftwerke, wie dies bisweilen auch gefordert wird, wären im Übrigen die Folgen eines solchen Schrittes für die Sicherheit der Stromversorgung und die Wirtschaft gegen den begrenzten Sicherheitsgewinn durch eine terroristischen Bedrohung sorgfältig abzuwägen.

Im Umkehrschluss ergibt sich daraus, dass wirksame Sofortmaßnahmen derzeit nur im Flugverkehr getroffen werden können. Solche Maßnahmen werden bereits eingeleitet, um den gezielten Missbrauch eines Verkehrsflugzeuges als Tatwaffe für Terroranschläge mit hohen Sekundärschäden zu verhindern. Hierdurch wird ein Anschlag nach dem Muster vom 11.09.2001 schwerer durchführbar und damit weniger wahrscheinlich. Daneben lassen sich aber viele andere Terror-Szenarien vorstellen, gegen die noch keine gezielten Gegenmaßnahmen diskutiert wurden. In der derzeitigen Situation halte ich zunächst eine sorgfältige Analyse der neuen Bedrohungssituation durch die Gefahrenabwehrbehörden des Bundes und der Länder für erforderlich, um in einem nächsten Schritt zusammen mit Experten der Reaktorsicherheit über gezielte Gegenmaßnahmen an den Kernkraftwerken zu entscheiden. Eine punktuelle auf nur ein bestimmtes Ereignis ausgelegte Ertüchtigung halte ich nicht für zielführend.

Darüber muss man sich im Klaren sein, es wird sich voraussichtlich um sehr umfangreiche kostenintensive Maßnahmen handeln, über deren Finanzierung noch kontrovers diskutiert werden wird.

3.
Periodische Sicherheitsüberprüfungen

(SPD-Fraktion: Frage 5)

Die in § 19 a AtG (neu) eingeführte gesetzliche Verpflichtung zur Sicherheitsüberprüfung entspricht der bisherigen Praxis und dient der Klarstellung. Es wurden bei allen Anlagen auch bisher schon von den Betreibern entsprechende Sicherheitsüberprüfungen durchgeführt, dies geschah aber zum Teil noch auf freiwilliger Basis. Mit der Neuregelung gemäß § 19 a AtG (neu) wird erstmals gesetzlich die Sicherheitsüberprüfung als Betreiberpflicht festgeschrieben.

4. 
Entsorgung


Vorbemerkung: Mit den geplanten neuen Regelungen für die Entsorgung verlässt die Bundesregierung den bisherigen über 20-jährigen Konsens zwischen Bund und Ländern in der Entsorgungsfrage.




4.1
Zwischenlager an den Standorten der Kernkraftwerke und Transporte 

von abgebrannten Brennelementen


(SPD-Fraktion: Fragen 16, 17, 28; FDP-Fraktion: Frage 3 e)

Die Zwischenlagermöglichkeiten, die in Gorleben und Ahaus zur Verfügung stehen, können zunächst zur Entsorgung der Kernkraftwerke genutzt werden, da Brennelementetransporte ohne Sicherheitsbedenken möglich sind. Bei einer sehr zeitnahen Inbetriebnahme eines Endlagers würde sich damit die Notwendigkeit weitere Zwischenlager zu errichten erheblich reduzieren bzw ganz entfallen.

Durch die Schaffung von Zwischenlagern werden diese Kraftwerkstandorte über die Zeit der Stilllegung der Anlagen hinaus in ihrer Entwicklung für eine Folgenutzung behindert. Vor diesem Hintergrund sind die im Gesetzesentwurf vorgesehenen Verzögerungen bei der Bereitstellung von Endlagerkapazitätennicht vermittelbar. Logisch wäre ein Vorziehen der Fertigstellung von Endlagern, um die Kraftwerksstandorten von der Zwischenlagerung zu entlasten und nach Einstellung des Betriebes baldmöglichst einer anderweitigen Nutzung zuzuführen.


4.2
Endlagerung
(CDU-Fraktion: Frage II 4, 10)

Aus Sicherheitsgründen sollten Endlager für abgebrannte Brennelemente und nicht wärmeentwickelnde, radioaktiven Abfällen schnellstmöglich in Betrieb genommen werden. Die Erkundung entsprechender Standorte ist in Deutschland weit fortgeschritten, so dass einer zeitnahen Inbetriebnahme keine unüberwindbaren Hindernisse entgegen stehen. Die im Folgenden zitierten Feststellungen der ILK halte ich für zutreffend und schließe mich diesen auch in den Bewertungen an.

· Die Endlagerung von radioaktiven Abfällen in tiefen geologischen Formationen gilt heute als die sicherste Methode, um diese Abfälle der Biosphäre langfristig sicher zu entziehen. Für wärmeentwickelnde radioaktive Abfälle wird das Konzept der Endlagerung in tiefen geologischen Formationen aus diesem Grund weltweit verfolgt. In verschiedenen Ländern werden unterschiedliche Gesteinsformationen auf ihre Eignung als Endlagerstätte untersucht. Dies ist mit der jeweiligen geologischen Situation in diesen Ländern begründet. In Deutschland beruht die Endlagerung entsprechend den "Sicherheitskriterien für die Endlagerung radioaktiver Abfälle in einem Bergwerk" auf einem Barrierekonzept, wobei voneinander unabhängige technische und natürliche Barrieren zum Tragen kommen.

· Steinsalz wird für wärmeentwickelnde Abfälle auf Grund seiner physikalischen Eigenschaften als Wirtsgestein bevorzugt. Steinsalz, wie im Salzstock Gorleben in ausreichendem Umfang vorhanden, zeichnet sich durch sehr gute thermische Leitfähigkeit und hohe Plastizität aus. Wegen dieser Eigenschaften werden die aufgefahrenen Hohlräume durch den Gebirgsdruck bald wieder verschlossen, ein Wasserzutritt verhindert und Thermospannungen verringert. Die Erfahrungen mit dem Versuchsendlager Asse und die bis jetzt gewonnenen Erfahrungen in den USA mit dem WIPP , einem Endlager in Steinsalz für Abfälle aus der Kernwaffenproduktion mit einem hohen Anteil an langlebigen Alpha‑Strahlern, bestätigen diese sicherheitstechnischen Vorteile. Die bisher durchgeführten übertägigen und untertägigen Erkundungsarbeiten lassen erwarten, dass der Salzstock Gorleben als Endlager für wärmeentwickelnde Abfälle geeignet ist. Eine endgültige Entscheidung hinsichtlich der Eignung des Salzstocks Gorleben ist jedoch erst nach Abschluss der aufwändigen untertägigen Erkundungsarbeiten in ca. 4 bis 5 Jahren möglich. Eine Unterbrechung (Moratorium) bzw. ein Abbruch der Erkundungsarbeiten ist auf Grundlage der vorliegenden geologischen und hydrogeologischen Erkenntnisse wissenschaftlich nicht gerechtfertigt.

· Radioaktive Abfälle mit vernachlässigbarer Wärmeentwicklung werden, wie der internationale Vergleich zeigt, in geologischen Formationen oder in oberflächennahen Endlagern endgelagert. Im Gegensatz zu Endlagern für wärmeentwickelnde Abfälle sind in den meisten Ländern die Endlager für radioaktive Abfälle mit vernachlässigbarer Wärmeentwicklung bereits in Betrieb. Auf Grund der abweichenden sicherheitstechnischen Anforderungen (in der Regel kürzere Halbwertszeit des Radionuklidinventars) und des unterschiedlichen Abfallaufkommens (anfallendes Volumen bei hochradioaktivem Abfall wesentlich geringer als bei schwach‑ bzw. mittelradioaktivem Abfall) erfolgt auf internationaler Ebene die Endlagerung von Abfällen mit vernachlässigbarer Wärmeentwicklung getrennt von wärmeentwickelnden Abfällen. Unter Berücksichtigung dieser Argumente wurde in Deutschland neben dem geplanten Endlager Gorleben die Schachtanlage Konrad in einem umfassenden Planfeststellungsverfahren hinsichtlich ihrer Eignung als Endlager für radioaktive Abfälle mit vernachlässigbarer Wärmeentwicklung untersucht. Die im Rahmen dieses Verfahrens durchgeführten umfangreichen Untersuchungen zur Geologie, Hydrogeologie, Gebirgsmechanik und Langzeitsicherheit bestätigen die Eignung der Schachtanlage Konrad als Endlager für diese Abfälle. Die vorhandenen Mengen an konditionierten radioaktiven Abfällen und die für die Folgejahre zu erwartenden Abfallmengen bestätigen den Bedarf für die zügige Inbetriebsetzung der Schachtanlage Konrad. Ein Verzicht auf das Endlager Konrad würde zwangsweise zu einem Ausbau der Zwischenlagerkapazitäten für schwach‑ und mittelradioaktive Abfälle und damit zu einer oberirdischen Zwischenlagerung von ca. 30 bis 50 Jahren führen. Außerdem würde dies auch Nachkonditionierungsmaßnahmen an vorhandenen radioaktiven Abfällen erforderlich machen, deren Konditionierung nicht auf eine derart lange Zwischenlagerung ausgelegt war. Betrachtet man das Aufkommen an radioaktiven Abfällen, besteht bei baldiger Inbetriebsetzung der Schachtanlage Konrad eine ausreichende Kapazität zur Endlagerung von allen Arten an radioaktiven Abfällen mit vernachlässigbarer Wärmeentwicklung. Vor diesem Hintergrund könnte auf die Aufhebung des Einlagerungsstopps für das Endlager Morsleben verzichtet und seine Nachbetriebsphase eingeleitet werden.
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